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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E - Ste 2/71 


Bonn, den 21. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie über die Einzelheiten der Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs für einige selbständige Tätigkeiten auf dem 
Gebiet des Steuerwesens 

eine Richtlinie über die Einzelheiten der Übergangsmaß- 
nahmen für einige Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens 

eine Empfehlung des Rates betreffend das Großherzogtum 
Luxemburg, 

Die Vorschläge bzw. die Empfehlung sind mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 11. August 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung beigefügt. 

Brandt 


Drude: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für einige 
selbstständige Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 63 Absatz 2 und 
3 und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf dessen Abschnitt IV-C, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs“), insbesondere auf dessen Ab- 
schnitt V-C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhebung 
einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unter- 
schiedlichen Behandlung bei der Niederlassung und 
dem Dienstleistungsverkehr der unter Gruppe 831 
der CITI-Nomenklatur genannten Tätigkeiten der 
Steuerberater vor Ablauf der zweiten Stufe vor. 

Die selbständigen Tätigkeiten des Gebietes des 
Steuerwesens unterscheiden sich danach, ob sie eine 
Beziehung zu den Organen der Rechtsprechung be- 
gründen oder nicht. Das Allgemeine Programm zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit unterscheidet in seiner Anlage II nicht da- 
nach, ob die in Frage stehenden Tätigkeiten eine 
Beziehung zu den Organen der Rechtsprechung be- 
gründen oder nicht. Die Tatsache jedoch, daß der 
Beistand, der Steuerpflichtigen vor den Gerichten 
gewährt wird und die Vertretung von Steuerpflich- 
tigen vor den Gerichten in einigen Mitgliedstaaten 
den Rechtsanwälten Vorbehalten ist, zeigt deutlich, 
daß richtiger Auslegung nach die Gruppe „Steuer- 
berater" in Anlage II nur die außergerichtliche 
Hilfe in Steuersachen umfassen soll, d. h. insbe- 
sondere die Tätigkeiten der Steuerberatung, die 
Aufstellung von Steuererklärungen, des Beistandes, 
der Steuerpflichtigen vor den Behörden der Finanz- 
verwaltung gewährt wird und die Vertretung von 
Steuerpflichtigen vor den Behörden der Finanzver- 
waltung und zwar insoweit, als diese Tätigkeiten 
nicht schon durch andere Richtlinien liberalisiert 
wurden. 

Die Berufsbezeichnung „Steuerberater" schließt 
nicht in allen Mitgliedstaaten die gleichen Tätig- 


I keiten ein; die gleichen Tätigkeiten werden in den 
I Mitgliedstaaten von Angehörigen verschiedener Be- 
j rufe ausgeübt. Zur Abgrenzung des Anwendungs- 
; bereiches dieser Richtlinie kam daher nicht die Ver- 
I Wendung einer bestimmten Berufsbezeichnung, son- 
i dem nur die Aufzählung von Tätigkeiten in 
I Betracht. 

Für die in dieser Richtlinie genannten Tätigkeiten 
ist wegen der Unterschiede der in den Mitglied- 
staaten geltenden Regelungen in der für die Auf- 
hebung der Beschränkungen gesetzten Frist keine 
I gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
j Zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise oder 
I eine Koordinierung der einzelstaatlichen Rechts- 
j und Verwaltungsvorschriften, die den Zugang zu 
1 den betreffenden Tätigkeiten und deren Ausübung 
regeln, zu erreichen. Aus diesem Grunde werden bis 
zur gegenseitigen Anerkennung der Befähigungs- 
nachweise oder der Koordinierung der Rechtsvor- 
schriften gewisse Übergangsmaßnahmen zur Erleich- 
terung der Ausübung der Tätigkeiten dieses Gebie- 
tes für Angehörige der Mitgliedstaaten, in denen die 
betreffenden Tätigkeiten nicht gesetzlich geregelt 
sind, in einer besonderen Richtlinie getroffen. 

Es bestehen öffentlich-rechtliche Berufsvereini- 
gungen mit Pflichtmitgliedschaft; infolgedessen ist 
es zweckmäßig dafür zu sorgen, daß die von dieser 
Richtlinie begünstigten Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten diesen Vereinigungen beitreten kön- 
nen. Im übrigen würde im Falle einer Dienstleistung 
das Erfordernis der an eine feste und dauerhafte 
Tätigkeit im Aufnahmestaat gebundenen Mitglied- 
schaft wegen des vorübergehenden Charakters der 
Tätigkeit zweifellos eine Behinderung für den 
Dienstleistungserbringer darstellen; sie ist daher 
abzulehnen. Allerdings sollte in diesem Fall die Ein- 
haltung der Berufsordnung, über die diese öffent- 
lich-rechtlichen Organisationen zu wachen haben, 
sichergestellt werden. Zu diesem Zweck wurde vor- 
behaltlich der Anwendung von Artikel 62 des Ver- 
trages die Möglichkeit vorgesehen, von den Begün- 
stigten eine an die zuständige Behörde gerichtete 
Mitteilung über ihre Absicht zu fordern, Dienstlei- 
stungen zu erbringen. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Berufsangehörigen, die die Form einer Gesell- 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, Seite 32/62 
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Schaft im Sinne von Artikel 58 gewählt haben. Die 
Richtlinie sieht auf diesem Gebiet nur die Aufhebung 
der Beschränkungen vor. Sie läßt daher Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten unbe- 
rührt, die ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit die 
Ausübung einer der unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen. 

Die Führung des Nachweises der für den Zugang 
zu den in dieser Richtlinie genannten Tätigkeiten 
muß sowohl für die Niederlassung wie für die Lei- 
stung von Diensten auf Gemeinschaftsebene erleich- 
tert werden - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsvcrkehrs aufge- 
führten natürlichen Personen und Gesellschaften - 
im folgenden Begünstigte genannt - die in Ab- 
schnitt III dieses Programms genannten Beschrän- 
kungen für die Aufnahme und die Ausübung der in 
Artikel 2 bezeichneten Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten der außergerichtlichen 
Hilfe in Steuersachen, d. h. insbesondere die folgen- 
den Tätigkeiten: 

— Steuerberatung, 

— Aufstellung der Steuererklärung, 

— Beistand, der Steuerpflichtigen vor den Behörden 
der Finanzverwaltung gewährt wird, 

— Vertretung von Steuerpflichtigen vor den Be- 
hörden der Finanzverwaltung, 

soweit diese nicht bereits durch andere Richtlinien 
liberalisiert sind. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, die 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter den 
gleichen Bedingungen und mit den gleichen Rech- 
ten und Pflichten wie Inländer im Aufnahmestaat 
niederzulassen oder dort Dienstleistungen zu 
erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, die darauf hinausläuft, daß die Begün- 
stigten eine gegenüber Inländern unterschied- 
liche Behandlung erfahren. 


2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche die Niederlassung oder die 
Dienstleistungen der Begünstigten in folgender 
Weise verbieten oder einschränken: 

in Deutschland: 

— - durch die Möglichkeit, Ausländern die Zulassung 
zur Prüfung als Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigter zu versagen (§ 7 Absatz 3 Ziffer 2 
des Gesetzes vom 16. August 1961, BGBl. I 
S. 1301); 

— durch die Residenzpflicht gemäß § 14 Absatz 1 
Ziffer 1 des genannten Gesetzes; 

in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 
1965). 

Artikel 4 

Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen Staats- 
angehörigen für die Aufnahme oder die Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Mitgliedschaft bei einer Berufsvereinigung oder 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, oder ist 
diese Mitgliedschaft in einem Aufnahmestaat die 
rechtliche Folge der Zulassung zur Ausübung der in 
Frage stehenden Tätigkeiten, so sorgt dieser Staat 
dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten 

— im Falle der Niederlassung der Berufsvereini- 
gung oder der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts unter den gleichen Bedingungen und mit 
den gleichen Rechten und Pflichten beitreten wie 
die eigenen Staatsangehörigen; 

dieses Beitrittsrecht hat das Wahlrecht, die 
Wählbarkeit sowie das Recht auf Übernahme von 
leitenden Stellungen in der Berufsvereinigung 
oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zur Folge. Diese leitenden Stellungen können 
jedoch Inländern Vorbehalten werden, wenn die 
betreffende Berufsvereinigung oder Körperschaft 
des öffentlichen Rechts aufgrund einer Rechts- 
vorschrift an der Ausübung öffentlicher Gewalt 
teilnimmt; 

— im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaftspflicht befreit werden. Der Mitgliedstaat 
kann jedoch dem Dienstieistungserbringer vor- 
schreiben, daß er, falls seine Dienstleistungen 
einen vorübergehenden Aufenthalt auf seinem 
Hoheitsgebiet erfordern, die zuständige Behörde, 
welche die Einhaltung der Berufsordnung über- 
wacht, vorher darüber unterrichtet. 

Artikel 5 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß die Ange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten die Möglich- 
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keit haben, privatrechtlichen Berufsvereinigungen 
unter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten und Pflichten wie Inländer beizutreten, 
soweit ihre berufliche Tätigkeit die Wahrnehmung 
dieser Möglichkeit mit sich bringt. 

Mit diesem Beitritt ist das Wahlrecht sowie im Falle 
der Niederlassung die Wählbarkeit und das Recht 
auf Zugang zu leitenden Stellungen in diesen Orga- 
nisationen verbunden. 

Artikel 6 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
einen Zuverlässigkeitsnachweis, so erkennt dieser 
Staat bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten als ausreichenden Nachweis eine von der 
zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunft- 
staates ausgestellte Bescheinigung an, aus der her- 
vorgeht, daß der m diesem Staat für die Aufnahme 
der betreffenden Tätigkeiten geforderte Zuverläs- 
sigkeitsnachweis erbracht ist. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeiten kein derartiger 
Nachweis verlangt, so kann der Aufnahmestaat von 
den Staatsangehörigen dieses Heimat- oder Her- 
kunftstaates einen Strafregisterauszug und daneben 
~ soweit damit nicht hinreichend nachgewiesen wird, 
daß die im Aufnahmestaat geforderten Vorausset- 
zungen erfüllt sind - eine von der zuständigen Be- 
hörde des Fleimat- oder Herkunftstaates ausgestellte 
und der Urkunde des Aufnahmestaates entspre- 
chende Bescheinigung verlangen. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat sowie 
im Aufnahmestaat für die Ausübung einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften über die Einhaltung von Stan- 
desregeln, so erhält der Aufnahmestaat auf Ersuchen 
die erforderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen 
die gegen den Betreffenden verhängten Disziplinar- 
strafen und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für eine vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder 
beruflichen Sanktionen auf ihrem Hoheitsgebiet 
haben. 

3. Wird in einem Mitgliedstaat von dem Begün- 
stigten für die Aufnahme oder die Ausübung einer 
der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten der Nach- 
weis verlangt, daß er vorher nicht in Konkurs ge- 
gangen ist, und enthalten die für die Angehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 und 2 
erteilten Auskünfte keinen solchen Nachweis, so er- 
kennt der betreffende Staat bei Staatsangehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten, die Begünstigte der 
Richtlinie sind, eine von dem Betreffenden vor der 


zuständigen Behörde, einem Notar oder einer ent- 
sprechend bevollmächtigten Berufsvereinigung des 
Heimat- oder Herkunftstaates abgegebene eides- 
stattliche Erklärung an. 

Ist im Aufnahmestaat ein Nachweis über die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so erkennt 
dieser Staat entsprechende Bescheinigungen von 
Banken des Heimat- oder Herkunftstaates oder in 
Ermangelung derartiger Unterlagen ein von der zu- 
ständigen Behörde des Heimat- oder Herkunft- 
staates ausgestelltes Dokument als gleichwertig mit 
den in seinem Hoheitsgebiet ausgestellten Beschei- 
nigungen an. 

4. Die in Absatz 1 und 3 genannten Urkunden 
dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate 
sein. 

5. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die 
Niederlassung der Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. 

6. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 10 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Urkunden und die Erteilung der 
Auskünfte zuständigen Stellen und unterrichten dar- 
über unverzüglich die übrigen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 

Artikel 7 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
die Erfüllung einer der in Artikel 6 aufgeführten 
Voraussetzungen, so erkennt der betreffende Mit- 
gliedstaat im Falle der Erbringung von Dienstlei- 
stungen bei den Dienstleistungserbringern der ande- 
ren Mitgliedslaaten anstelle der in Artikel 6 ge- 
nannten Urkunden, Erklärungen und Bescheinigun- 
gen eine von der zuständigen Behörde oder Stelle 
des Heimat- oder Herkunftstaates ausgestellte ein- 
zige Urkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte einzige Urkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 10 festgesetzten Frist die für die Ausstel- 
lung der obengenannten einzigen Urkunde zustän- 
digen Stellen und unterrichten die übrigen Mitglied- 
staaten und die Kommission unverzüglich darüber. 

Artikel 8 

Verlangt ein Aufnahmestaat für die Aufnahme oder 
die Ausübung einer der in Artikel 2 genannten 
Tätigkeiten eine Eidesleistung, so sorgt dieser Staat 
dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten, die die Eidesformel des Aufnahme- 
staates nicht benutzen können, eine geeignete 
gleichwertige Formel verwenden können. 
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Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsangehö- 
rigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keinerlei Beihilfen, durch welche 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines Jahres 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für einige 
Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 
Absatz 2 und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs"), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absatz 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit vor, sondern auch die Prüfung, 
ob vor, gleichzeitig mit oder nach der Aufhebung 
der Beschränkungen eine gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonsti- 
gen Befähigungsnachweise sowie eine Koordinie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Aufnahme und die Ausübung dieser Tätigkeiten 
erforderlich und ob gegebenenfalls bis zu dieser 
Anerkennung oder Koordinierung eine Übergangs- 
regelung zu erlassen ist. 

Angesichts des Umfanges der in einzelnen Mit- 
gliedstaaten bestehenden Regelung und des Fehlens 
jeder gesetzlichen Regelung in anderen erwies es 
sich als unmöglich, in der für die Aufhebung der 
Beschränkungen gesetzten Frist eine gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise sowie eine Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Aufnahme und die Ausübung der betreffen- 
den Tätigkeiten zu erreichen. Diese Maßnahmen 
der gegenseitigen Anerkennung und der Koordi- 
nierung müssen später getroffen werden. 

Was die Ausbildung betrifft, so erscheint es 
jedoch wünschenswert, bis zur gegenseitigen An- 
erkennung oder zur Koordinierung die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs in den betreffenden Tätig- 
keiten durch Erlaß einer Übergangsregelung im 
Sinne der Allgemeinen Programme zu erleichtern. 


Eine ausreichende berufliche Befähigung kann für 
i jeden Mitgliedstaat durch den Besitz eines der in 
der Anlage aufgeführten Befähigungsnachweises 
zusammen mit einer von der zuständigen Behörde 
ausgestellten Bescheinigung über die tatsächliche 
und rechtmäßige Ausübung der betreffenden Tätig- 
keit während mindestens vier Jahren nachgewiesen 
: werden. Die vierjährige Dauer ist dadurch gerecht- 
; fertigt, daß in dem Mitgliedstaat, in dem diese 
Tätigkeiten geregelt sind, der Zugang dazu vom Be- 
stehen einer Prüfung abhängt, die ihrerseits den 
i Besitz einer Ausbildungsbezeichnung und eine Pra- 
I xis von mindestens drei Jahren auf dem betreffen- 
I den Gebiet voraussetzt. 

Solange eine gegenseitige Anerkennung der Be- 
fähigungsnachweise oder eine Koordinierung nicht 
erfolgt ist, muß die Führung einer Berufs- oder einer 
Ausbildungsbezeichnung auf Titel des Heimat- oder 
Herkunftstaates beschränkt bleiben. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnah- 
men verlieren ihre Daseinsberechtigung, sobald 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
sowie eine Koordinierung der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften über die Aufnahme und die Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeiten erreicht wor- 
den sind - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen die folgenden Über- 
gangsmaßnahmen für die auf ihrem Gebiet erfol- 
gende Ausübung der in Artikel 2 der Richtlinie des 
Rates vom .... genannten Tätigkeiten durch die in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
I heit und des freien Dienstleistungsverkehrs genann- 
i ten natürlichen Personen und Gesellschaften. 


Artikel 2 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme oder 
die Ausübung einer der in Artikel 1 genannten 
! Tätigkeiten von einer bestimmten Ausbildung ab- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 
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hängig gemacht, so erkennt dieser Mitgliedstaat bei 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten, die die in 
Frage stehenden Tätigkeiten ausüben wollen, vor- 
behaltlich einer liberaleren Praxis den Besitz eines 
der in der beiliegenden Liste genannten Befähi- 
gungsnachweise sowie der in Absatz 2 genannten 
Bescheinigung als ausreichend an. 

2. Neben dem in Absatz 1 genannten Befähigungs- 
nachweis ist eine Bescheinigung erforderlich, aus 
der hervorgeht, daß der Betreffende selbständig 
oder an leitender Stelle mit persönlicher Berufsver- 
antwortung die betreffende Tätigkeit mindestens 
vier Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und 
rechtmäßig in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Aufnahmestaat ausgeübt hat. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 6 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der in Artikel 2 vorgesehenen Bescheinigung zu- 
ständige Behörde und unterrichten die anderen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission unverzüglich da- 
von. 

Artikel 4 

Ist in einem Aufnahmestaat das Recht auf Führung 
der Berufsbezeichnung oder der Ausbildungsbezeich- 
nung bei den in Artikel 1 genannten Tätigkeiten 
vom Besitz eines der in Artikel 2 Absatz 1 bezeich- 
neten Befähigungsnachweise abhängig, so erkennt 
dieser Staat den Angehörigen der anderen Mitglied- 
staaten, welche die in Artikel 2 aufgeführten Vor- 
aussetzungen erfüllen, das Recht auf Führung fol- 
gender Bezeichnungen an: 

— ihrer im Heimat- oder Herkunftstaat erworbenen 
rechtmäßigen Berufsbezeichnung und deren Ab- 


I kürzung in der Sprache dieses Staates mit An- 
gabe des Heimat- oder Herkunftstaates; 

I — ihrer im Heimat- oder Herkunftstaat erworbenen 
! rechtmäßigen Ausbildungsbezeichnung und deren 

Abkürzung in der Sprache dieses Staates mit 
I Angabe von Name und Sitz der Lehranstalt oder 

i des Prüfungsausschusses, die diesen Titel ver- 

I liehen haben. 

i Artikels 

1 Diese Richtlinie bleibt solange gültig, bis die Vor- 
schriften über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise sowie die Koordinierung der ein- 
zelstaatlichen Bestimmungen über die Aufnahme und 
i die Ausübung der unter diese Richtlinie fallenden 

i Tätigkeiten in Kraft getreten sind. 

i 

i A r t i k e 1 6 

i Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
j nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines Jahres 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten sorgen ferner dafür, daß nach 
Bekanntgabe dieser Richtlinie die Entwürfe der 
‘ wichtigsten Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
j die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet zu erlassen beabsichtigen, der Kommission 
rechtzeitig übermittelt werden, damit sie dazu Stel- 
lung nehmen kann. 

Artikels 

j Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Liste der in Artikel 2 vorgesehenen Befähigungsnachweise 

Belgien 

— Docteur en droit — Doctor in de rechten 

— Licence en Sciences commerciales et financieres — Licentiaat in de handeis- en financiele weten- 

schappen 

-- - Licence en Sciences economiques — Licentiaat in de economische wetenschappen 

— Licence en Sciences economiques appliquees — Licentiaat in de toegepaste economische weten- 

schappen 

Deutschland 

— der Nachweis des Bestehens der Prüfung als Steuerberater 

- der Nachweis des Bestehens der Prüfung als Steuerbevollmächtigter 

— der Nachweis des Bestehens der Prüfung als Wirtschaftsprüfer 

— der Nachweis des Bestehens der Prüfung als Buchprüfer, abgelegt vor dem Inkrafttreten der Wirtschafts- 
prüferordnung (1. November 1961) oder gemäß § 135 dieses Gesetzes 

— der Nachweis des Bestehens der Ersten Juristischen Staatsprüfung 

— die Ausbildungsbezeichnung „Diplom-Volkswirt" 

— die Ausbildungsbezeichnung „Diplom-Kaufmann". 

Frankreich 

— Docteur en droit ou en Sciences economiques | 

.. 1 . . . ausgestellt von den Fakultäten des Rechtes 

— Licence en droit ou en Science economiques J 

— Diplome d'un Institut d’etudes politiques (section economique et financiere) 

— Diplome de l'Ecole pratique des hautes etudes (section des Sciences economiques et sociales et section 
des Services publics) 

— Diplome de l’Ecole Superieure des Sciences Economiques et Sociales (ESSEC) 

— Diplome de l'Ecole des hautes etudes commerciales ou de l'Ecole de haut enseignement commercial pour 
les jeunes filles 

— Diplome d'expert comptable institue par l'Ordonnance du 19 septembre 1945 

— Diplome d'etudes comptables superieures ou diplome d'expertise comptable institues par le decret du 

4 octobre 1963 

— der Nachweis des Absolvierens der Ausbildungsgänge 

• der „Ecole Nationale d'Administration" 

• der „Ecole Nationale des Impöts" (oder einer der ehemaligen Schulen für „contributions directes, con- 
tributions indirectes ou enregistrement") 

• der „Ecole Nationale des Douanes et Droits Indirects" 

• der „Ecole Nationale des Services du Tresor" 

Italien 

— Diploma di laurea in giurisprudenza 

— Diploma di laurea in scienze economiche e commerciali 

- Diploma di laurea in scienze statistiche et attuariali 

— Diploma di laurea in matematica finanziara et attuariale 

— Diploma di laurea in scienze politiche 

— Diploma di ragioniere 
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Luxemburg 

— die in der vorliegenden Liste aufgeführten und in einem Mitgliedstaat verliehenen Befähigungsnachweise 

— der von einem luxemburgischen Prüfungsauuschuß aufgrund des Gesetzes vom 5. August 1939 über die 
Verleihung der Grade verliehene Titel „Doktor der Rechte" 


Niederlande 

— der Nachweis des Bestehens der einen Ausbildungsgang der „Rijksbelastingacademie" abschließenden 
Prüfung 

— Doktor der Rechte (Doctor in de rechtsgeleerdheid) in einer der nachstehenden Fachrichtungen: 

• vrije studierichting met hoofdvak belastingrecht 

• fiscaal-juridische studierichting 

• notariele studierichting 

— Doktor der Rechte „Nederlands recht" 

— Doktor der Wirtschaftswissenschaften 

— der Nachweis, daß den an Ausbildung oder Praxis gestellten Anforderungen genügt ist, von denen die 
Eintragung im Register der „Registeraccountants" gemäß Artikel 82 a, b oder c des „Wet op de Register- 
accountants" vom 28. Juli 1962 (Staatsblad n ^ 258) abhängt. 
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Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg 


DER RAT 

billigt die Richtlinie über die Einzelheiten der 
Ubergangsmaßnahmen für bestimmte außergericht- 
liche Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens, 

stellt fest, daß diese Richtlinie nur die in einem 
Mitgliedstaat ausgestellten Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise betrifft, 

ist jedoch bestrebt, der besonderen Lage der 
luxemburgischen Staatsangehörigen Rechnung zu 
tragen, die - da das Großherzogtum Luxemburg 
nicht über Hochschulen verfügt - in einem Drittstaat 
studiert haben, 

empfiehlt den Regierungen der anderen Mitglied- 
staaten, den Staatsangehörigen des Großherzogtums 
Luxemburg, die Inhaber 


— eines in einem Drittstaat ausgestellten und ge- 
mäß Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 1969 
homologierten Befähigungsnachweises auf dem 
Gebiete des Rechtes 

— oder des Nachweises sind, daß den an Ausbil- 
dung oder Praxis gestellten Anforderungen ge- 
nügt ist, die gemäß Artikel 2 der Großherzog- 
lichen Verordnung vom 5, März 1970 zur Aus- 
übung der Tätigkeiten des selbständigen „expert 
comptable'' erfüllt sein müssen, wenn diese Aus- 
bildung und/oder diese Praxis in einem Drittstaat 
erworben und gemäß Artikel 2 Absatz 3 der ge- 
nannten Verordnung anerkannt sind, 

die Aufnahme und die Ausübung dieser Tätig- 
keiten auf dem Gebiet des Steuerwesens durch An- 
erkennung der genannten Befähigungsnachweise in 
ihrem Hoheitsgebiet zu erleichtern. 
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Begründung 


A. Vorschlag einer Richtlinie über die Einzelheiten 
der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs für einige selb- 
ständige Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens 

1. Ziel der Richtlinie 

Die vom Rat am 18. Dezember 1961 verabschiedeten 
Allgemeinen Programme zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs verlangen, daß die 
diskriminierenden Beschränkungen für die unter 
Gruppe 831 der Anlage II des Allgemeinen Pro- 
gramms „Niederlassungsfreiheit" aufgeführten Tä- 
tigkeiten aufgehoben werden. Die vorliegende Richt- 
linie gilt für die außergerichtliche Hilfe in Steuer- 
sachen, d. h. insbesondere die Tätigkeiten 

— der Steuerberatung, 

— der Aufstellung von Steuererklärungen, 

— des Beistandes, der Steuerpflichtigen von den Be- 
hörden der Finanzverwaltung gewährt wird, 

— die Vertretung von Steuerpflichtigen vor den Be- 
hörden der Finanzverwaltung, 

soweit diese Tätigkeiten nicht schon durch andere 
Richtlinien liberalisiert wurden. 

Dagegen kann die Liberalisierung der Tätigkeiten 
des Beistandes und der Vertretung vor den Organen 
der Rechtsprechung nicht durch die vorliegenden 
Richtlinienvorschläge erfolgen, da diese Tätigkeiten 
in einigen Mitgliedstaaten den Rechtsanwälten Vor- 
behalten sind. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 und 63 Absatz 2 des 
Vertrages erstreckt die vorliegende Richtlinie sich 
auf die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr für die vorerwähnten Tätigkeiten. 

Diese Artikel des Vertrages verpflichten den Rat, 
den Wirtschafts- und Sozialausschuß sowie das Euro- 
päische Parlament anzuhören, ehe er die Richtlinie 
mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 2 

Artikel 2 bestimmt den Anwendungsbereich der vor- 
liegenden Richtlinie. Aus den vorstehend angegebe- 
nen Gründen handelt es sich dabei ausschließlich um 
Tätigkeiten, die keinerlei Beziehung zu den Orga- 
nen der Rechtsprechung begründen. 

Gemäß dem Vertrag bezieht sich die Richtlinie nicht 
auf einen besonderen, in bestimmter Weise benann- 
ten Berufsstand, sondern auf Tätigkeiten. Sie betrifft 
demnach ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung alle 
Berufsangehörigen, die eine der in der Richtlinie 


genannten Tätigkeiten ausüben. Es handelt sich 
hierbei insbesondere um den Steuerberater und den 
Steuerbevollmächtigten. 

Artikel 3 

Artikel 3 zählt die aufzuhebenden Beschränkungen in 
Form von Beispielen auf. 

Artikel 4 und 5 

\ Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft bei einer 
Berufsvereinigung und den Beitritt zu einer solchen 
, Organisation. Bei den freien Berufen erschien es 
zweckmäßig, den Fall der öffentlich-rechtlichen Be- 
rufsvereinigung, bei der die Mitgliedschaft erforder- 
^ lieh, und den Fall der privatrechtlichen Berufsver- 
i einigung, zu der der Beitritt möglich ist, in verschie- 
denen Artikeln getrennt zu behandeln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Be- 
rufsvereinigung vorsehen, sind Niederlassungsrecht 
, und Dienstleistungsverkehr niemals getrennt behan- 
delt worden (und hätten auch tatsächlich nicht ge- 
trennt behandelt werden können). Im Falle der Er- 
I bringung von Dienstleistungen erschien jedoch eine 
Mitgliedschaft nicht unbedingt erforderlich, da der 
Dienstleistungserbringer seine Tätigkeit nur vor- 
übergehend ausübt und nicht in das Berufsleben des 
Aufnahmestaates integriert ist; der Aufnahmestaat 
hat jedoch darüber zu entscheiden, ob der Dienst- 
leistungserbringer Verbindung zur öffentlich-recht- 
lichen Berufsvereinigung haben muß. Dazu wird in 
! der Richtlinie die Möglichkeit vorgesehen, dem 
I Dienstleistungserbringer vorzuschreiben, daß er der 
1 zuständigen Behörde vorher seine Leistungserbrin- 
i gung anzeigt, damit sich die Berufsvereinigung über 
j seine Tätigkeit unterrichten kann. 

I Artikel 5 stellt eine Anwendung des Abschnitts III 
' Buchstabe A 2. Aufzählung Buchstabe i des Allge- 
I meinen Programms „Niederlassung" dar. In der 
I Frage des Dienstleistungsverkehrs gilt das gleiche 
1 Grundprinzip, das vom Rat in den früheren Richt- 
' linien festgelegt wurde. 

I 

i Artikel 6 und 7 

i 

Diese beiden Artikel betreffen das Leumundszeugnis 
und den Zuverlässigkeitsnachweis. Hierbei werden 
für das Niederlassungsrecht (Artikel 6) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 7) zwei Aspekte be- 
I rücksichtigt: Bedingungen, die bei der Aufnahme der 
j Tätigkeiten, und solche, die während ihrer Aus- 
: Übung zu erfüllen sind. 

j 1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
; 15. Januar 1962, Seiten 36/62 und 32/62 
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Das Hauptziel dieser Vorschriften, die insbesondere 
die freien Berufe betreffen, besteht darin, den Mit- 
gliedstaaten im Rahmen der Verwirklichung des 
Niederlassungsrechts die erforderlichen Sicherheiten 
hinsichtlich des guten Leumunds und der beruflichen 
Zuverlässigkeit zu geben. Diese Vorschriften gehen 
davon aus, daß die Mitgliedstaaten einander bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmestaat 
erforderlichen einschlägigen Dokumente vertrauen. 
Artikel 6 Absatz 1 betrifft die Leumundszeugnisse 
oder Zuverlässigkeitsnachweise, die für die Auf- 
nahme der Tätigkeit gefordert werden. Der erste 
Unterabsatz bezieht sich auf die Fälle, in denen 
solche Zeugnisse und Nachweise im Heimat- und im 
Aufnahmestaat gefordert werden: in diesem Falle 
gilt das Prinzip des gegenseitigen Vertrauens; der 
zweite Unterabsatz bezieht sich auf die Fälle, in 
denen solche Zeugnisse und Nachweise nur im Auf- 
nahmestaat gefordert werden: der betreffende Mit- 
gliedstaat verlangt von den Staatsangehörigen des 
Heimatstaates einen Strafregisterauszug und, falls 
von den eigenen Staatsangehörigen daneben weitere 
Urkunden gefordert werden, eine zusätzliche gleich- 
wertige Urkunde. 

Absatz 2 betrifft die während der Ausübung der 
Tätigkeit im Heimat- und im Aufnahmestaat gefor- 
derten Nachweise. Der Heimatstaat muß dem Auf- 
nahmestaat die erforderlichen Auskünfte erteilen. 
Werden solche Nachweise nur im Aufnahmestaat 
gefordert, so erhält dieser Staat die erforderlichen 
Sicherheiten mit der in Absatz 1 Unterabsatz 2 vor- 
gesehenen Bescheinigung. Diese Bescheinigung, die 
zum Zeitpunkt des Antrags auf Aufnahme der Tätig- 
keit im Aufnahmestaat ausgestellt wird, umfaßt 
zwangsläufig den Zeitraum, während dessen die 
Tätigkeit im Herkunftstaat ausgeübt wurde. 

Absatz 3 betrifft den Konkurs und die finanzielle 
Leistungsfähigkeit. Diese Vorschriften können in 
bestimmten Mitgliedstaaten notwendig sein. Außer- 
dem muß diese Bestimmung für den Fall beibehalten 
werden, daß eine Vereinigung selbständiger Berufs- 
angehöriger in Form einer Gesellschaft im Sinne von 
Artikel 1 gegründet wird. 

Artikel 7 sieht vor, daß für den Erbringer von Dienst- 
leistungen der Nachweis des guten Leumunds und 
der beruflichen Zuverlässigkeit aus Gründen der 
Einfachheit in einem einzigen Dokument erbracht 
wird. 


B. Vorschlag einer Richtlinie zur Festsetzung der 
Einzelheiten der übergangsmaßnahmen für einige 
Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens 

1. Ziel der Richtlinie 

Die Allgemeinen Programme „Niederlassung" und 
„Dienstleistungsverkehr'' schreiben vor, daß gleich- 
zeitig mit der Ausarbeitung der Richtlinien zur 
Durchführung dieser beiden Programme für jede 


einzelne selbständige Tätigkeit und für alle Grup- 
pen von Dienstleistungen geprüft wird, ob vor, 
gleichzeitig mit oder nach der Aufhebung der Be- 
schränkungen die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise sowie die Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme 
und die Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich 
ist. Bis zur gegenseitigen Anerkennung der Diplome 
oder zur Koordinierung kann eine Übergangsrege- 
lung angewandt werden, um die Aufnahme und die 
Ausübung dieser Tätigkeiten zu erleichtern. 

2. Allgemeine Betrachtung 

Die äußerst weitgehende Verschiedenheit in den 
Erfordernissen an die Ausbildung der betroffenen 
Berufsangehörigen und in deren Standesregeln 
haben die Kommission daran gehindert, eine Richt- 
linie vorzuschlagen, die die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome verwirklicht. Um nur eine der ein- 
schlägigen Schwierigkeiten zu erwähnen, sei daran 
erinnert, daß die Ausbildung der Steuerberater zu 
einem beträchtlichen Teil in der Kenntnis des natio- 
nalen Rechtes besteht: eine gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome muß diese Schwierigkeiten über- 
winden, was die Notwendigkeit zur Folge hat, einen 
Zusatz zu der „nationalen" Ausbildung festzusetzen, 
damit diese einen „gemeinschaftlichen" Charakter 
erhält. 

Betrachtet man nicht nur die Bedingungen der Aus- 
bildung, sondern die in den Mitgliedstaaten beste- 
henden Regelungen, stellt man fest, daß die der Bun- 
desrepublik Deutschland besonders vielschichtig ist. 
Und ohne Eingehen auf Einzelheiten läßt sich sagen, 
daß das deutsche Recht unterscheidet: 

— einmal zwischen einer gewissen Anzahl von Be- 
rufsangehörigen, die einer ziemlich strengen Re- 
gelung unterliegen (vor allem der Steuerberater) 
und anderen Berufsangehörigen, die ebenfalls 
befugt sind, die erwähnten Tätigkeiten auszu- 
üben, aber keiner Regelung unterworfen sind 
(z. B. ein Sachverständiger ohne bestimmte Be- 
rufsbezeichnung, der aber Hilfe in Steuersachen 
erteilt) ; 

— sodann danach, ob die Tätigkeit geschäftsmäßig 
oder nur gelegentlich ausgeübt wird. 

Die Tätigkeit der einer Regelung unterliegenden 
Berufsangehörigen wird von den zuständigen Behör- 
den immer anerkannt, einerlei ob sie geschäftsmäßig 
ausgübt wird oder nur gelegentlich. Das bedeutet, 
daß sie z. B. das Recht haben, ihren Mandanten vor 
einer Finanzbehörde Beistand zu leisten, ohne daß 
diese sie zurückweisen könnte. Umgekehrt haben 
auch Personen, die ihre Tätigkeit geschäftsmäßig 
ausüben, aber keiner Regelung unterliegen, das 
Recht, ihren Mandanten vor einer Finanzbehörde 
Beistand zu leisten, doch kann diese Behörde sie 
zurückweisen. 
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Aus dieser Besonderheit des deutschen Gesetzes 
ergibt sich, daß zwar die Tätigkeit selbst mit ge- 
wissen Einschränkungen (gemeint ist das Risiko, 
zurückgewiesen zu werden) als „frei" bezeichnet 
werden kann, daß jedoch ein eindeutiges Recht, sie 
auszuüben, nur den Personen zusteht, die einer 
Regelung unterliegen. Infolgedessen muß man, um 
das Niederlassungsrecht in angemessener Weise zu 
verwirklichen, von der Lage der letztgenannten Be- 
rufsangehörigen ausgehen und den Angehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten die Gleichbehandlung 
auf dieser Basis sichern. 

Die Kommission berücksichtigt die vorstehend wie- 
dergegebene Lage und schlägt daher eine Über- 
gangsmaßnahme im Sinne der Allgemeinen Pro- 
gramme vor. Diese soll also hinsichtlich der Ausbil- 
dung auf alle Berufsangehörigen anwendbar sein, 
die in einem der Mitglicdstaaten die in dem ersten 
Richtlinienvorschlag aufgeführten Tätigkeiten aus- 
üben können; sie soll es ihnen ermöglichen, diese 
Tätigkeiten auf der Grundlage ihrer Ausbildung 
auszuüben und dabei im Aufnahmestaat ihre „natio- 
nale" Ausbildungsbezeichnung, gegebenenfalls auch 
ihre „nationale" Berufsbezeichnung (ob diese ge- 
regelt sind oder nicht) zu führen; eine Zurückwei- 
sung durch die zuständigen Behörden wird nicht 
möglich sein. 

3. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Das Ziel der vorliegenden Übergangsmaßnahmen 
besteht darin, bis zum Erlaß einer Richtlinie über 
die gegenseitige Anerkennung der Befähigungs- 
nachweise den Mitgliedstaaten, in denen die betref- 
fenden Tätigkeiten geregelt sind, ausreichende 
Garantien bezüglich der beruflichen Befähigung zu 
geben, um auf ihrem Hoheitsgebiet den Angehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten die Aufnahme und die 
Ausübung der genannten Tätigkeiten zu erleichtern. 

Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die Tragweite der Über- 
gangsmaßnahme und sieht ferner die Beibehaltung 
etwa bestehenden freizügigeren Gewohnheitsrechts 
vor. Die vorgeschlagene Übergangsmaßnahme, die 
als Garantie für die zur Ausübung der in Frage 
stehenden Tätigkeiten erforderliche berufliche Be- 
fähigung ausreichend erscheint, schreibt den Besitz 
eines der in der Liste im Anhang der Richtlinie auf- 
geführten Befähigungsnachweise und außerdem den 
einer Bescheinigung über die mindestens vierjährige 
praktische Ausübung der in Frage stehenden Tätig- 
keiten vor. Die vierjährige Dauer ist dadurch ge- 
rechtfertigt, daß in dem Mitgliedstaat, in dem diese 
Tätigkeiten geregelt sind, der Zugang dazu vom Be- 
stehen einer Prüfung abhängt, die ihrerseits den 
Besitz einer Ausbildungsbezeichnung und eine Pra- 
xis von mindestens drei Jahren auf dem betreffen- 
den Gebiet voraussetzt. 


Artikel 3 

Dieser Artikel sieht vor, daß im Eleimat- oder Her- 
kunftsstaat eine Behörde bestimmt wird, die für die 
Ausstellung der Bescheinigung zuständig ist, mit der 
der Nachweis der für die Inanspruchnahme der Vor- 
schriften der Richtlinie erforderlichen beruflichen 
Befähigung geführt wird. 

Artikel 4 

Dieser Artikel behandelt die Frage der Führung 
eines Titels. Die zulässige Berufs- oder Ausbildungs- 
bezeichnung des Heimat- oder Herkunftsstaates kann 
im Aufnahmestaat in der Sprache des Heimat- oder 
Herkunftsstaates geführt werden. Da cs auf diesem 
Gebiet gegenwärtig Richtlinien weder für die gegen- 
seitige Anerkennung der Befähigungsnachweise noch 
für die Koordinierung der Bedingungen für die Be- 
rufsausübung gibt, kommt die Führung der gesetz- 
lich geschützten Bezeichnung des Aufnahmestaates 
nicht in Betracht, es sei denn, der Betreffende er- 
füllte sämtliche Voraussetzungen für die Berufsaus- 
übung in diesem Mitgliedstaat und brauchte daher 
die Übergangsmaßnahme nicht in Anspruch zu 
nehmen. 

C. Vorschlag einer Empfehlung des Rates betreffend 
das Großherzogtum Luxemburg 

Da das Großherzogtum Luxemburg keine üniversität 
besitzt, studieren seine Staatsangehörigen in den 
Nachbarstaaten, gegebenenfalls in einem Drittstaat. 
Die vorliegenden Richtlinienvorschläge können die 
Befähigungsnachweise von Drittstaaten nicht berück- 
sichtigen; daher wird dem Rat vorgeschlagen, an die 
Regierungen der anderen Mitgliedstaaten die Emp- 
fehlung zu richten, auf ihrem Hoheitsgebiet den 
luxemburgischen Staatsangehörigen, die Inhaber 
eines aus einem Drittstaat stammenden Befähigungs- 
nachweises sind, die Aufnahme und die Ausübung 
der in Frage stehenden Tätigkeiten zu erleichtern. 


D. Die Lage der Flüchtlinge 

Das bereits anläßlich der Annahme der Allgemeinen 
Programme geprüfte Problem der Flüchtlinge stellt 
sich mit noch größerer Schärfe für die freien Berufe. 
Unter den Flüchtlingen gibt es nämlich eine erheb- 
liche Zahl von Berufsangehörigen, die einen freien 
Beruf ausgeübt haben. Hierfür wird vorgeschlagen, 
die Möglichkeit einer Erklärung des Rates zu prüfen, 
die derjenigen entsprechen könnte, die der Rat am 
25. März 1964^) bei Erlaß der Verordnung über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft 
abgegeben hat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964, Seite 1225/64 
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